
Unwissenheit schützt vor Strafe nicht!    

Oder doch? 

von Benjamin Grimme             Seite 2 

 

Schlagworte: Lkw, Verlademangel, Verpackungs-

mangel, OLG Saarbrücken, Absenderhaftung, Beför-

derungssicherheit, Betriebssicherheit, § 414 HGB, § 

411 HGB, § 412 Abs. 1 Satz 2 HGB 

 

Absturz eines Lüftungselements 

von Angela Schütte          Seite 4 

 

Schlagworte: Einordnung des Vertrages, Werkver-

trag oder kombinierter Dienstverschaffungs-/Mietver-

trag, Schadensersatz 

 

 

Kein Standgeldanspruch bei unzu-
reichender Planung durch Frachtführer 
von Frank Geissler            Seite 6 

 

Schlagworte: §§ 407, 412, 417 HGB, Frachtvertrag, 

Wartezeit, Standgeld, Ausfallfracht, Organisation 

 

Zurückbehaltungsrecht der Vergütung 

beim Palettentausch  

von mr Hannes Gärtner LL.M.        Seite 7 

 

Schlagworte: Palettentausch, Ziffer 19 ADSp, § 320 

BGB, § 273 BGB 

 

Vertragsklauseln 

von Folkert Baars         Seite 10 

 

Schlagworte: Inhaltskontrolle von im Frachtgewerbe 

üblichen Vertragsklauseln 

Herzlich Willkommen Hannes Gärtner!

          Seite  12 

 

Ihre Ansprechpartner       Seite  13 

 
 

 

 

  

Anwaltskanzlei Grimme & Partner 
 

 

 
 

NEWSLETTER #2/2017 

 

Aus dem Inhalt: 

 



NEWSLETTER #2/2017   - 2 -  
 

Unwissenheit schützt vor Strafe 

nicht! Oder doch? 

 

Nach § 411 Abs. 1 Satz 2 HGB ist der Ab-

sender zur Verpackung des dem Fracht-

führer zur Beförderung übergebenen Gu-

tes verpflichtet.  

 

Der Absender ist nach § 412 Abs. 1 Satz 

1 HGB weitergehend zur beförderungssi-

cheren Verladung des Guts verpflichtet.  

 

Demgegenüber obliegt dem Frachtführer 

nach § 412 Abs. 1 Satz 2 HGB die sog. 

betriebssichere Verladung. 

 

 

Das OLG Saarbrücken hatte sich in dem 

Verfahren mit dem Aktenzeichen 5 U 

29/16 verkürzt/vereinfacht mit folgendem 

die vorgenannten Vorschriften betreffen-

den Sachverhalt zu befassen. 

 

 

Ein Frachtführer war mit der Beförderung 

sog. Grobbleche mit einem Gewicht von 

insgesamt 6 t und Maßen von 6 m x 2 m 

x 1 m beauftragt.  

 

 

Die Versenderin hat die Bleche aufrecht 

auf Antirutschmatten stehend auf den 

Lkw des Frachtführers verladen, wo die 

Bleche von dem Fahrer des Frachtführers 

mit 5 Spanngurten verzurrt wurden. Unter 

Erklärung der Versenderin, - auf Zweifel 

des Fahrers an der ordnungsgemäßen 

Verladung/Verpackung -, dass die Bleche 

auf diese Weise schon in einer Vielzahl 

von Fällen transportiert worden seien, 

ohne dass dies zu Schäden geführt habe.  

 

Es kam, wie es kommen musste. In einer 

Rechtskurve stürzten die Grobbleche um, 

beschädigten Aufbau und Plane und rag-

ten einen Meter über die Ladefläche des 

Lkw in den Gegenverkehr hinaus.  

 

 

Der Frachtführer verlangte Ersatz für die 

Beschädigung seines Fahrzeuges nach 

§ 414 Abs. 1 HGB.  

 

Die Vorinstanz, das Landgericht Saarbrü-

cken, hatte der entsprechenden Klage 

des Frachtführers stattgegeben. Das 

OLG Saarbrücken hat die Entscheidung 

der Vorinstanz mit Urteil vom 8. Februar 

2017, Aktenzeichen 5 U 29/16 (im We-

sentlichen) bestätigt.  

 

 

Das OLG Saarbrücken hat zur Begrün-

dung seiner Entscheidung (zutreffend) 

ausgeführt, dass nach § 414 Abs. 1 Nr. 1 

HGB (a. F.) der Absender dem Frachtfüh-

rer unter anderem für solche Schäden 

und Aufwendungen haftet, welche durch 

ungenügende - entweder gänzlich feh-

lende oder unzulänglich durchgeführte - 

Verpackung verursacht wurden.  

 

Obwohl (hiernach) nicht mehr darauf an-

kommend, hat das OLG Saarbrücken 

weitergehend darauf abgehoben, dass 

die Absenderin nach § 411 HGB zur be-

förderungssicheren Verpackung der 

Grobbleche verpflichtet gewesen wäre.  

 

Die Absenderin ihrer entsprechenden 

Verpflichtung aber nicht nachgekommen 

wäre, da - gutachterlich festgestellt - eine 

Umreifung der Bleche mit Spannbändern 

und deren Verpackung entweder hoch-

kant in einem Verschlag oder liegend in 

einem Kistenboden, unter Anbringung 

von Stützhölzern, erforderlich gewesen 

wäre.  
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Den Einwand der Absenderin, dass eine 

Haftung der Absenderin ausgeschlossen 

sei, jedenfalls aber den Frachtführer ein 

Mitverschulden nach § 254 BGB treffen 

würde, da der Frachtführer (jedenfalls) 

gegen seine Verpflichtung nach § 412 

Abs. 1 Satz 2 HGB für eine betriebssi-

chere Verladung Sorge zu tragen, verletzt 

habe, hat das OLG Saarbrücken zurück-

gewiesen.  

 

 

Obzwar nach Eintritt des Schadens die 

Polizei dem Frachtführer eine Weiterfahrt 

bis zur Ent- und Umladung des Guts un-

tersagt hatte und - s. o. - die Grobbleche 

einen Meter für die Ladefläche des Lkw in 

den Gegenverkehr hinausragten, hat sich 

das OLG Saarbrücken insoweit der Auf-

fassung gezeigt, dass ein solches Scha-

densbild zwar mangelnde Betriebssicher-

heit vermuten lassen könnte (sic!).  

 

Es hierauf aber nur bedingt ankäme, als 

entscheidend für eine Mitverantwortung 

des Frachtführers (allein) sei, ob der 

Frachtführer erkennt, dass das Gut nicht 

beförderungssicher oder betriebssicher 

verpackt ist und/oder ob die Gefahr eines 

Schadenseintritts nach Umständen für 

ihn ohne Weiteres ersichtlich ist.  

 

Nur dann - so das OLG Saarbrücken - 

hätte sich der Frachtführer ein Mitver-

schulden nach § 414 Abs. 2 HGB vorwer-

fen zu lassen.  

 

Obwohl - unstrittig - der Fahrer gegen-

über dem Verladepersonal noch aus-

drücklich Zweifel an der beförderungssi-

cheren/betriebssicheren Verladung der 

Grobbleche tatsächlich geäußert hatte, 

hat sich das OLG Saarbrücken weiter der 

Auffassung gezeigt, dass die von dem 

Fahrer geäußerten Bedenken durch die 

Erklärung der Versenderin, dass die Ble-

che schon in einer Vielzahl von Fällen 

entsprechend befördert worden wären, 

ohne dass es zum Eintritt von Schäden 

gekommen sei, zerstreut worden wären.  

 

 

Damit könnte sich das OLG Saarbrücken 

in Widerspruch zur einschlägigen Recht-

sprechung des BGH und anderer Ober-

landesgerichte gesetzt haben.  

 

 

Nach § 412 Abs. 1 Satz 2 und § 22 Abs. 

1 StVO, § 9 Abs. 13 GGVSE ist es Sache 

des Frachtführers, die Betriebssicherheit 

eines Fahrzeuges für die ganze Beförde-

rungsstrecke zu gewährleisten.  

 

 

Zur betriebssicheren Verladung gehört, 

dass von dem beladenen Fahrzeug keine 

Verkehrsgefahren ausgehen.  

 

 

Der Frachtführer ist insoweit verpflichtet, 

die Ladungsbefestigung zu kontrollieren 

und bei Anzeichen bestehender Be-

triebsunsicherheit beispielsweise auch 

den Standort des Guts auf der Ladefläche 

zu bestimmen, das Gut so zu befestigen, 

dass das Fahrzeug durch Gewichts-

schwankungen oder Verrutschen des 

Guts in seiner Betriebssicherheit nicht be-

einträchtigt ist und auch das Gut selbst 

während der Fahrt nicht über die Ladeflä-

che hinaus rutscht oder abkippt (vgl. OLG 

Köln, TransportR. 1996, Seite 379 (380)).  

 

Besteht für den Frachtführer Anlass, dass 

die Betriebssicherheit beeinträchtigt ist, 

hat er sich sachkundig zu machen (vgl. 

OLG Düsseldorf, TransportR. 1998, S. 

167 (169); OLG Stuttgart, TransportR. 

2003, S. 104 (105); OLG Düsseldorf, 
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TransportR. 1987, S. 432 (433); OLG 

Köln, RdTW 2013, S. 30 (32) und BGH, 

VersR. 1970, S. 459).  

 

 

Da indes bereits durch die vorüberge-

hende Stilllegung des Fahrzeugs durch 

die Polizei festgestanden hat, dass die 

Verladung der Grobbleche betriebsunsi-

cher gewesen ist und das OLG Saarbrü-

cken selbst darauf abgehoben hat, dass 

bei Verladung der Fahrer ausdrücklich 

Zweifel an der beförderungs- und be-

triebssicheren Verladung der Grobbleche 

geäußert hat, sich dann aber - unstrittig - 

weitergehend nicht vergewissert hat, 

dass die Betriebssicherheit seines Fahr-

zeuges gewährleistet ist, sondern viel-

mehr auf die Erklärung der Absenderin 

wiederholter „problemloser“ Vortrans-

porte vertraut hat, dürfte das OLG Saar-

brücken - im Widerspruch zu den voran-

gestellten Entscheidungen anderer OLG 

- übersehen haben, dass bei einer be-

triebsunsicheren Verladung grundsätz-

lich von einer (Mit-) Haftung des Fracht-

führers auszugehen ist (vgl. Koller: 

TransportR., 9. Auflage, § 412 HGB, Rn. 

45; BGHZ 32, S. 194 (199); BGH, NJW 

1962, S. 1059; BGH VersR. 1970, S. 459; 

OLG Stuttgart, TransportR 2003, S. 104 

(106)). 

 

 

Gleichwohl hat das OLG Saarbrücken 

eine Revision gegen seine Entscheidung 

nicht zugelassen. Das Urteil des OLG 

Saarbrücken vom 8. Februar 2017, Ak-

tenzeichen 5 U 29/16, ist daher in Rechts-

kraft erwachsen.  

 

Benjamin Grimme 

Rechtsanwalt  

 

Schlagworte: Lkw, Verlademangel, Verpackungs-

mangel, OLG Saarbrücken, Absenderhaftung, Be-

förderungssicherheit, Betriebssicherheit, § 414 

HGB, § 411 HGB, § 412 Abs. 1 Satz 2 HGB 

 

 

Absturz eines Lüftungselements 
 

In einem Rechtsstreit vor dem Amtsge-

richt Bernburg, 3 C 342/16, haben wir die 

Beklagte vertreten.  

 

Die Beklagte, ein Kranunternehmen, war 

seitens der Klägerin auf Schadensersatz 

in Anspruch genommen worden.  

 

Die Klägerin hatte bei der Beklagten im 

April 2016 einen Kran gestellt, damit auf 

einer Baustelle Lüftungselemente umge-

setzt werden konnten.  

 

Zwischen den Parteien war streitig, um 

was für eine Art von Vertrag es sich hier-

bei handelte.  

 

Die Klägerin vertrat die Auffassung, es 

handelte sich um einen Werkvertrag und 

daher sei die Beklagte zum schadlosen 

Umsetzen der Lüftungselemente ver-

pflichtet gewesen.  

 

Die Beklagte ihrerseits ging davon aus, 

dass zwischen den Parteien ein Dienst-

verschaffungsvertrag kombiniert mit ei-

nem Mietvertrag geschlossen worden 

sei. Vertragsgegenstand sei somit ledig-

lich die Gestellung des Krans samt Bedie-

nungspersonals. Die Durchführung der 

Arbeiten, das Umsetzen der Lüftungsele-

mente, sollte demzufolge nach Weisung 

und Disposition der Klägerin erfolgen.  

 

Unstreitig zwischen den Parteien war, 

dass sich bei der Umsetzung eines der 
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Elemente aus der Befestigung löste, 

stürzte und hierdurch ein Schaden erlitt.  

 

Weiter war zwischen den Parteien un-

streitig, dass das Lüftungselement ledig-

lich mit zwei Anschlagmitteln gehoben 

worden war. Die Klägerin behauptete in-

soweit, es hätten vier Anschlagmittel für 

die Umsetzung verwandt werden müssen 

und der Mitarbeiter der Beklagten habe 

sich geweigert weitere zwei Anschlagmit-

tel herauszugeben.  

 

Die Klägerin behauptete, es sei ein Scha-

den in Höhe von ca. EUR 5.750,00 netto 

entstanden. Da der Beklagten unstreitige 

Forderungen zustanden, hat die Klägerin 

in Höhe dieser Forderungen die Aufrech-

nung erklärt.  

 

Die Klägerin beantragte daher die Be-

klagte zu verurteilen zur Zahlung des wei-

teren Schadensersatzes. Die Beklagte ih-

rerseits beantragte Klagabweisung und 

widerklagend die Klägerin zur Zahlung 

der unstreitigen Forderungen zu verurtei-

len.  

 

Nach durchgeführter Beweisaufnahme 

wurde die Klage der Klägerin abgewiesen 

und der Widerklage der Beklagten statt-

gegeben.  

 

Das Amtsgericht Bernburg kam zu dem 

Ergebnis, dass die Klage zulässig, jedoch 

nicht begründet sei.  

 

Nach Ansicht des Amtsgerichts standen 

der Klägerin keine Schadensersatzan-

sprüche nach § 634 Nr. 4 BGB zu. Das 

Amtsgericht begründete dies damit, dass 

zwischen den Parteien kein Werkvertrag 

zustande gekommen war, so dass die 

Beklagte die schadensfreie Umsetzung 

des beschädigten Lüftungselements 

auch nicht schuldete.  

 

Das Amtsgericht hatte insoweit festge-

stellt, dass es eine schriftliche Vereinba-

rung zwischen den Parteien nicht gab. Es 

musste daher das mündlich Vereinbarte 

auslegen.  

 

Die Klägerin hatte dahingehend argu-

mentiert, dass in der Rechnung der Be-

klagten stand „Lüftungsgerät umsetzen“. 

Allein aus dieser Bezeichnung war das 

Amtsgerichts jedoch nicht der Auffas-

sung, dass dies für den Abschluss eines 

Werkvertrages sprechen würde. Das 

Amtsgericht stellte fest, dass es den all-

gemeinen Gepflogenheiten entsprechen 

würde, im Betreff von Rechnungen, Ver-

tragsunterlagen etc. den Auftrags- und 

Leistungsgegenstand nur allgemein und 

ungenau zu charakterisieren. Letztlich 

diene die Bezeichnung in der Rechnung 

lediglich dafür, dass der Rechnungsad-

ressat erkennen können solle, welche 

Leistung abgerechnet worden sei.  

 

Das Gericht stellte entscheidend darauf 

ab, dass gegen die Annahme eines 

Werkvertrages sprechen würde, dass die 

Mitarbeiter der Klägerin die Anschlagmit-

tel an dem Lüftungselement befestigt hat-

ten und nicht der Mitarbeiter der Beklag-

ten. Das Gericht nahm hierzu an, dass 

wäre die Umsetzung des Elements von 

der Beklagten geschuldet gewesen, so 

wäre das Anbringen der Anschlagmittel 

eine Aufgabe gewesen, die von dem Mit-

arbeiter der Beklagten hätte erledigt wer-

den müssen.  

 

Nach Auffassung des Gerichts kam es 

nicht darauf an, ob unter Umständen der 

Mitarbeiter der Beklagten empfohlen 

hatte, lediglich zwei Anschlagmittel zu 
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nutzen, denn letztlich sei es nicht Sache 

der Beklagten gewesen, für eine sichere 

Umsetzung des Lüftungselements zu 

sorgen. Im Übrigen sei davon auszuge-

hen, dass der Mitarbeiter der Beklagten 

nur unterstützend und beratend den Mit-

arbeitern der Klägerin hätte zur Seite ste-

hen wollen.  

 

Das Gericht ging somit - wie von der Be-

klagten vorgetragen - von einem kombi-

nierten Dienst/-Mietvertrag aus. Vertragli-

che Pflicht der Beklagten war es danach 

lediglich einen Kran nebst Anschlagmittel 

mietweise zur Verfügung zu stellen und 

im Übrigen die Bedienung des Krans 

durch einen eigenen Mitarbeiter zu ge-

währleisten. Dieser Pflicht war die Be-

klagte nachgekommen. 

 

Die sichere Anbringung der Anschlagmit-

tel war somit Sache der Klägerin, so dass 

eine Pflichtverletzung der Beklagten auch 

nicht darin zu sehen war, dass unter Um-

ständen keine hinreichende Anzahl der 

Anschlagmittel zur Verfügung gestellt 

worden seien.  

 

Im Übrigen war das Gericht der Ansicht, 

dass die durchgeführte Beweisaufnahme 

kein eindeutiges Ergebnis gebracht hatte, 

ob die Mitarbeiter der Klägerin überhaupt 

weitere Anschlagmittel von dem Mitarbei-

ter der Beklagten verlangt hatten. 

 

Da der Klägerin mithin kein Schadenser-

satzanspruch gegen die Beklagte zu-

stand, war die Klage der Klägerin abzu-

weisen und der Widerklage antragsge-

mäß stattzugeben.  

 

Angela Schütte 

Rechtsanwältin 

Fachanwältin für Transport-  

und Speditionsrecht 

 

Schlagworte: Einordnung des Vertrages, Werk-

vertrag oder kombinierter Dienstverschaffungs-

/Mietvertrag, Schadensersatz 

 

 

Kein Standgeldanspruch bei  

unzureichender Planung durch 

Frachtführer 

 

Ein Standgeldanspruch besteht auch 

dann nicht, wenn der Frachtführer auf-

grund eigener knapper Disposition nicht 

rechtzeitig an der Beladestelle (wieder) 

erscheinen kann. 

 

Dies hat jüngst das Amtsgericht (AG) 

Tostedt in einem von uns auf Spediteur-

seite geführten Prozess mit Urteil vom 

12.04.2017 entschieden (Az. 4 C 29/17).  

Im zugrundeliegenden Fall hatte ein Spe-

diteur einen Frachtführer beauftragt, am 

03.02.2015 zwischen 8:30 und 16:00 Uhr 

in Breitenbrunn / Deutschland zu laden 

und am Folgetag zwischen 7:00 und 

13:00 Uhr in Ranshofen / Österreich zu 

entladen. 

 

Weiterhin war eine Verwiegung des ein-

gesetzten Lkws vor und nach Beladung 

im ca. 12 km von Breitebrunn entfernten 

Parsberg vorgegeben. Die Öffnungszei-

ten der Waage waren täglich von 8:00 bis 

16:00 Uhr.  

 

Der klagende Frachtführer nahm fragli-

chen Transportauftrag am 03.02.2015 

gegen 13:00 Uhr an und erschien mit sei-

nem Lkw zur Leerverwiegung nach dem 

insoweit bestrittenen eigenen Vortrag ge-

gen 15:30 Uhr.  

 

Er behauptete, schon zu diesem Zeit-

punkt sei der Betrieb geschlossen gewe-

sen und eine Verwiegung hätte erst am 
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Folgetag gegen 7:45 Uhr stattfinden kön-

nen.  

 

Beladen wurde dieser sodann gegen 9:00 

Uhr und erneut verwogen gegen 12:00 

Uhr, wobei er erst gegen 15:15 Uhr dort 

abfahren konnte. Da um diese Zeit die 

Warenannahme der Empfängerin nicht 

mehr besetzt war, erfolgte eine Anliefe-

rung erst am Folgetag, den 05.02.2015, 

morgens.  

 

Der Frachtführer verlangte daraufhin für 6 

Stunden Wartezeit ein Standgeld in Höhe 

von EUR 390,00 (6 x EUR 65,-) sowie fer-

ner EUR 680,00 an Ausfallfracht für einen 

behaupteten verlorenen Folgeauftrag. Im 

gerichtlichen Verfahren verfolgte er aller-

dings seinen Anspruch auf Ausfallfracht 

nicht mehr weiter. 

 

Das AG Tostedt wies die Klage vollstän-

dig als unbegründet ab.  

 

Schon nach dem – teilweise bestrittenen 

– klägerischen Vorbringen stamme der 

Umstand, welcher zu einer Wartezeit 

führte, nicht aus der Sphäre des Spedi-

teurs als Auftraggeber.  

 

Selbst wenn es zuträfe, dass die Wiege-

einrichtung bereits am 03.02.2015 um 

15:30 Uhr geschlossen gewesen sei, 

hätte der Frachtführer ohnehin nicht die 

Beladefrist einhalten können.  

 

Es sei nämlich logisch völlig ausge-

schlossen, dass dieser nach Verwiegung 

rechtzeitig bis 16:00 Uhr im 12 km ent-

fernten Breitenbrunn zum Beladen, erst 

recht aber nach Beladung erneut bis 

16:00 Uhr zur Vollverwiegung an diesem 

Tage hätte erscheinen können. 

  

Dann gingen aber sowohl die Standzeiten 

vom 03.02. als auch die weiteren bis zur 

endgültigen Entladung am 05.02.2015 zu 

Lasten des Frachtführers.  

 

Eine Beweisaufnahme zu den Umstän-

den der nicht rechtzeitigen Verwiegung 

wäre daher auch nicht notwendig.  

 

Frank Geissler 

Rechtsanwalt 

Fachanwalt für Transport-  

und Speditionsrecht 

Fachanwalt für Versicherungsrecht  

 

Schlagworte: §§ 407, 412, 417 HGB, Frachtver-

trag, Wartezeit, Standgeld, Ausfallfracht, Organi-

sation  
 

 

Zurückbehaltungsrecht der Ver-
gütung beim Palettentausch 

 
Das Amtsgericht Neumünster hatte sich 

in der Sache 36 C 331/16 mit der Wirk-

samkeit einer Vereinbarung über einen 

Palettentausch zu befassen. 

 

Folgender Sachverhalt lag der Entschei-

dung zugrunde: 

 

Die Beklagte erstellte ein Angebot über 

die Durchführung eines Transportes von 

Langenhagen nach Hoerdt in Frankreich. 

Darüber hinaus sollte eine Rückführung 

der Tauschpaletten nach Straßburg vor-

genommen werden. Dazu hieß es im Ver-

trag: 

 

Paletten sind zu tauschen oder zu-

rückzuführen an xxxxxxx zur Ver-

fügung auf das Palettenkonto der 

xxxx 
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Die Vergütung für den Transport betrug 

EUR 600,00. Zusätzlich sollte eine Ver-

gütung von EUR 50,00 für eine Rückfüh-

rung nach Straßburg gezahlt werden.  

 

Im unteren Teil des Auftrages war eine 

Regelung über einen pauschalisierten 

Schadensersatz bei nicht erfolgter Rück-

führung aufgenommen: 

 

Paletten und Gitterboxtausch ist 

durch Sie selbst vorzunehmen, 

nicht getauschte Europaletten 

werden mit EUR 12,50, Düssel-

dorfer Paletten mit EUR 15,00, 

H1-Paletten mit EUR 65,00 und 

für Gitterboxen EUR 125,00 be-

rechnet. Für diesen Aufwand be-

rechnen wir EUR 15,00, welche 

bei Rückgabe der Paletten nicht 

erstattet werden. 

 

Weiterhin war festgehalten, dass die 

ADSp vereinbart sein sollten. 

 

Die Klägerin versendete daraufhin eine 

Nachricht an die Beklagte, in der sie den 

Transportauftrag bestätigte. Darüber hin-

aus bezog sie sich in der Bestätigung 

noch einmal ausdrücklich auf den Tausch 

der Paletten in Straßburg. 

 

Die Klägerin führte den Transport von 

Langenhagen nach Hoerdt durch. Dort 

übernahm sie 20 Paletten für den vorge-

sehenen Palettentausch. Diese lieferte 

sie jedoch nicht an der vereinbarten Ad-

resse in Straßburg ab. 

 

Im Anschluss an die Durchführung des 

Vertrages übersendete die Klägerin eine 

Rechnung über den Betrag von EUR 

650,00. Die Beklagte ihrerseits über-

sandte eine Rechnung in der sie Scha-

densersatz für getauschte Paletten in 

Höhe von EUR 265,00 geltend machte. 

Gleichzeitig gab sie der Klägerin Zeit eine 

Rückführung der Paletten binnen zwei 

Wochen vorzunehmen. Eine Rückfüh-

rung erfolgte jedoch nicht. 

 

Die Beklagte zog daraufhin ihre Forde-

rung von der Frachtforderung der Kläge-

rin ab und überwies den Restbetrag von 

EUR 385,00 an die Klägerin. 

 

Daraufhin machte die Klägerin den aus-

stehenden Betrag von EUR 265,00 ge-

richtlich geltend. 

 

Das Gericht urteilte, dass die Klägerin ei-

nen Anspruch auf den vollen Frachtbe-

trag von EUR 600,00 für die Durchfüh-

rung des Transportes habe. Einen An-

spruch auf Vergütung der EUR 50,00 für 

den Palettentausch habe die Klägerin je-

doch nur Zug-um-Zug gegen Ablieferung 

von 20 Europaletten in Straßburg. 

 

Soweit die Parteien eine Rückführung der 

Paletten gegen ein separat ausgewiese-

nes Entgelt vereinbart hätten, könne die 

Klägerin diesen Betrag lediglich dann gel-

tend machen, wenn sie ihrerseits den Pa-

lettentausch durchgeführt habe. Solange 

sie dies nicht getan habe, stehe der Be-

klagten die Einrede des nichterfüllten 

Vertrages nach § 320 BGB zu. 

 

Diese Einrede sei auch nicht nach Ziffer 

19 ADSp ausgeschlossen. Die Vorschrift 

diene dazu, die Liquidität der beteiligten 

Unternehmer sicherzustellen. Sie dürfe 

indes nicht dazu führen, dass der vorleis-

tungspflichtige Transportunternehmer 

eine Vergütung für eine von ihm nicht 

durchgeführte Leistung verlangen könne. 

 

Gleichzeitig stellte das Gericht jedoch 

klar, dass die Beklagte darüber hinaus 
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kein Zurückbehaltungsrecht geltend ma-

chen könne. Soweit die Beklagte einen 

Betrag über die EUR 50,00 für den Palet-

tentausch hinaus zurückbehalten wolle, 

stünden diese Leistungen nicht mehr im 

Synallagma nach § 320 BGB, sodass 

stattdessen nur ein Zurückbehaltungs-

recht nach § 273 BGB in Betracht 

komme. Dieses sei jedoch durch Ziffer 19 

ADSp ausgeschlossen. 

 

Obwohl für das Urteil nicht unmittelbar re-

levant, bestätigte das Gericht das Urteil 

des AG Kehl (Urteil vom 13.02.2007, Az.: 

607/06), wonach eine Vereinbarung zum 

Palettentausch unter Benennung von 

Schadensersatzforderungen nur dann 

wirksam sei, wenn sie individualvertrag-

lich vereinbart werde. Soweit dem Fracht-

führer durch eine Schadensersatzrege-

lung das Tauschrisiko für die Paletten 

auferlegt werde, setze dies eine individu-

alvertragliche Regelung zwischen den 

Parteien voraus, nach welcher der 

Frachtführer für das Tauschrisiko ein an-

gemessenes Entgelt zu erhalten habe. 

 

Praktische Auswirkungen: 

 

Auch wenn es sich im vorliegenden Fall 

Urteil lediglich um ein Urteil eines Amts-

gerichtes handelt, dürften die hierin auf-

gestellten Grundsätze durchaus praxisre-

levant sein: 

 

1. Es dürfte weiterhin schwierig sein 

eine wirksame Vereinbarung zum 

Palettentausch in den Transport-

vertrag aufzunehmen, welche 

eine entsprechende Schadenser-

satzregelung enthält. Denn ein 

pauschalisierter Schadensersatz 

würde regelmäßig nach § 307 

BGB unter entsprechender Be-

rücksichtigung von § 309 Nr. 5 b) 

BGB unwirksam sein. Hier wäre 

es erforderlich eine entspre-

chende Vereinbarung individual-

vertraglich zu gestalten. Dies 

dürfte in der Praxis jedoch nur 

schwerlich umzusetzen sein. 

 

2. Sollte dennoch die Absicht beste-

hen, eine Regelung über einen 

pauschalisierten Schadensersatz 

für Paletten aufzunehmen, ist da-

rauf zu achten, dass diese Formu-

lierung sprachlich und räumlich 

von der übrigen Vereinbarung 

zum Palettentausch getrennt ist. 

Nur so kann verhindert werden, 

dass nicht die gesamte Vereinba-

rung über den Palettentausch un-

wirksam ist. 

 

3. Ratsam ist es daher, wie im vorlie-

genden Fall erfolgt, eine separate 

Vergütung für den vorzunehmen-

den Palettentausch auszuweisen. 

 

4. Solange der Palettentausch nicht 

erfolgt ist, könnte daher - unter Be-

rufung auf § 320 BGB – die für den 

Palettentausch vereinbarte Vergü-

tung zurückbehalten werden, da 

hier die Regelung der Ziffer 19 

ADSp nicht greift. 

 

5. Insofern liegt es hier am Auftrag-

geber die Vergütung für den 

Transport und die Vergütung für 

den Palettentausch so aufzutei-

len, dass die Vergütung für den 

Palettentausch in etwa dem Wert 

der zu tauschenden Paletten ent-

spricht, um eine entsprechende 

Sicherheit zu haben. 

 



NEWSLETTER #2/2017   - 10 -  
 

6. Sollte der Frachtführer den Palet-

tentausch nicht vorgenommen ha-

ben, wäre er unter Setzung einer 

Frist hierzu aufzufordern. Sofern 

der Frachtführer die Paletten zwar 

abgeholt, aber nicht abgeliefert 

haben sollte, könnte er dann im 

Wege der Zwangsvollstreckung 

hierzu aufgefordert werden. 

 

 

mr. Hannes Gärtner LL.M. 

 

Schlagworte: Palettentausch, Ziffer 19 ADSp, § 
320 BGB, § 273 BGB  

 
 

Vertragsklauseln 

 

Die Angemessenheit von Vertragsklau-

seln in Allgemeinen Geschäftsbedingun-

gen ist immer wieder Gegenstand der 

Rechtsprechung. 

 

Verbreitet sind Vertragsklauseln, die die 

Fälligkeit der Vergütung eines Frachtfüh-

rers davon abhängig machen, dass der 

Frachtführer die von dem Empfänger 

quittierten Originaltransportpapiere vor-

legt. 

 

Ob eine solche Klausel einer Inhaltskon-

trolle Stand hält oder im Sinne des 

§ 307 BGB unangemessen ist, ist in der 

Rechtsprechung und Literatur umstritten. 

 

Prof. Koller hält in seiner Kommentierung 

in “Transportrecht, 9. Auflage“ zu 

§ 420 Rdn. 7a eine solche AGB-Klausel 

nicht im Sinne von § 307 BGB für unan-

gemessen. Er verweist insoweit auf eine 

Entscheidung des OLG Düsseldorf vom 

16.04.2014, Az. I 18 U 124/13 sowie auf 

eine Entscheidung des LG Wuppertal in 

der Zeitschrift RdTW 2013, Seite 70, 71 

sowie auf zwei Entscheidungen des AG 

Remscheid in der Zeitschrift RdTW 2013, 

Seite 123 und Seite 407. Für die Wirk-

samkeit dieser Fälligkeitsabrede sei es 

unerheblich, ob die Vorlage der Original-

belege in einem Gegenseitigkeitsverhält-

nis zur Vergütungspflicht stünde. Sie sei 

angesichts ihrer Verbreitung auch nicht 

überraschend. Außerdem habe der Ab-

sender mit den vollständigen Frachtun-

terlagen nicht nur die Möglichkeit, zu kon-

trollieren, ob der Transport durchgeführt 

worden sei, sondern ihm läge damit auch 

ein Beweismittel ggü. dem Empfänger o-

der ggü. sonstigen Dritten vor. Insoweit 

habe der Frachtführer an einer solchen 

Klausel durchaus ein berechtigtes Inte-

resse. 

 

Allerdings kann sich auch nach dieser 

Ansicht der Auftraggeber gemäß § 242 

BGB, also nach dem Grundsatz von Treu 

und Glauben, dann nicht auf diese Klau-

sel berufen, wenn ihm daraus, dass der 

Frachtführer die Originalfrachtpapiere 

nicht vorlegen kann, kein Nachteil droht. 

Ähnlich argumentiert auch das Amtsge-

richt Dippoldiswalde in seinem Urteil vom 

14.08.2013, Az. 5 C 87/13, veröffentlicht 

in der Zeitschrift RdTW 2014, Seite 68 ff.. 

 

Dem gegenüber hält das AG Koblenz in 

seinem Urteil vom 02.06.2017, Az. 132 C 

321/17 eine solche Klausel für unange-

messen, so dass diese bereits einer In-

haltskontrolle nach 

§ 307 Abs.1 Satz 1 BGB nicht Stand 

halte. Das Amtsgericht Koblenz verweist 

insofern auf ein Urteil des LG Potsdam 

vom 25.06.2008 zum Az. 6 S 3/08. Es 

führt aus, da die Originallieferbelege nicht 

vom Frachtführer stammten, sei ihm inso-

weit ein unzumutbareres Verlustrisiko 

auferlegt. Insoweit weiche diese Klausel 

zum Nachteil des Auftragnehmers vom 
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dispositiven Recht ab. Zudem widerspre-

che diese Klausel auch Treu und Glau-

ben und halte auch unter diesem Ge-

sichtspunkt einer Inhaltskontrolle nicht 

Stand. Ein Verstoß gegen Treu und Glau-

ben ergebe sich bereits daraus, dass 

nach dem Inhalt dieser Klausel jegliche 

Leistungspflicht entfallen solle, sofern der 

Originalfrachtschein nicht vorgelegt wer-

den könne 

 

Die Entscheidung des AG Koblenz ist 

nach meinem Dafürhalten nicht dogma-

tisch richtig. Das AG Koblenz vermischt 

den Grundsatz von Treu und Glauben in 

der Anwendung der Klausel mit der Wirk-

samkeit dieser Klausel. 

 

Die Argumentation des AG Koblenz, dem 

Frachtführer würde hinsichtlich der Origi-

nallieferpapiere ein unzumutbares Ver-

lustrisiko auferlegt, weil seine Klausel in-

soweit zum Nachteil des Auftragnehmers 

vom dispositiven Recht abweiche, ist 

nicht zwingend. Nach § 413 Abs. 2 HGB 

ist der Frachtführer nämlich für den Scha-

den verantwortlich, der durch Verlust o-

der Beschädigung der ihm übergebenen 

Urkunden oder durch deren unrichtige 

Verwendung verursacht worden ist, es 

sei denn, dass der Verlust, die Beschädi-

gung oder die unrichtige Verwendung auf 

Umständen beruht, die der Frachtführer 

nicht vermeiden und deren Folgen er 

nicht abwenden konnte. Ein Verstoß ge-

gen dispositives Recht könnte mit dieser 

Argumentation die Klausel also nur dann 

darstellen, wenn die Vergütung oberhalb 

des Schadensbetrages liegen würde, der 

bei Verlust des Gutes zu zahlen wäre. 

Gleiches gilt, wenn der Verlust auf Um-

ständen beruht, die der Frachtführer nicht 

vermeiden konnte. 

 

Ein Verstoß gegen Treu und Glauben 

kann auch nicht generell angenommen 

werden. So kann der Absender durchaus 

ein berechtigtes Interesse daran haben, 

dass ihm ein Originalfrachtpapier mit der 

Ablieferungsquittung des Empfängers 

vorgelegt wird. Nur durch ein solches Pa-

pier kann er im Prozess z.B. die Abliefe-

rung an den Empfänger beweisen, wenn 

ihm kein anderes Beweismittel zur Verfü-

gung steht. Möglicherweise ist aber auch 

ein Frachtpapier erforderlich, um be-

stimmte Vorgänge zu dokumentieren, 

z.B. im Rahmen der Verzollung. 

 

Insoweit dürfte es sich aber bei beiden 

Ansichten nur um ein rechtstheoretisches 

Problem handeln; denn zwischen beiden 

Ansichten besteht Einigkeit, dass ein Ver-

stoß gegen Treu und Glauben jedenfalls 

dann vorliegt, wenn der Auftraggeber 

kein berechtigtes Interesse an der Vor-

lage der Originaltransportpapiere hat. 

 

Weit verbreitet sind auch Klauseln in All-

gemeinen Geschäftsbedingungen von 

Frachtführern mit folgendem Wortlaut: 

 

“Die Zustellung von Sendungen erfolgt an 

den Empfänger oder sonstige Personen, 

von denen nach den Umständen ange-

nommen werden kann, dass sie zur An-

nahme der Sendung berechtigt sind. 

Hierzu zählen insbesondere in den Räu-

men des Empfängers anwesende Perso-

nen Nachbarn.“ 

 

Der BGH hat in seinem Beschluss vom 

24.03.2016, I ZR 113/15, veröffentlicht in 

der Zeitschrift Transportrecht 2016, Seite 

440, genau Seite 442 entschieden, dass 

eine solche Klausel schon deshalb un-

wirksam sei, weil der Begriff “Nachbar“ zu 

unbestimmt sei und auch inhaltlich den 
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Versender und Auftraggeber unange-

messen benachteilige. Diese Entschei-

dung des BGH beruht auf der zugrunde-

liegenden Entscheidung des OLG Düs-

seldorf in seinem Urteil vom 10.04.2014, 

Az. I-6 U 132/13. Das OLG Düsseldorf 

hatte in dieser Entscheidung zusätzlich 

noch ausgeführt, dass die Umstände, an-

hand welcher der Zusteller feststelle, ob 

der Ersatzempfänger zur Annahme der 

Sendung berechtigt sein solle, in der 

Klausel nicht näher spezifiziert seien und 

somit auch insofern die Klausel zu unbe-

stimmt sei. 

 

 

 

Folkert Baars 

Rechtsanwalt 

 

Schlagworte: Inhaltskontrolle von im Frachtge-

werbe üblichen Vertragsklauseln 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Herzlich willkommen! 

 

Wir freuen uns, dass Herr Gärtner seine 

Zulassung als Rechtsanwalt erhalten hat. 

 

Hannes Gärtner, Jahrgang 1986, stu-

dierte in Bremen und Oldenburg an der 

Hanse Law School. 

 

Bereits seit 2012 ist Herr Gärtner für un-

sere Kanzlei tätig - zunächst als juristi-

scher Mitarbeiter. 2016 absolvierte Herr 

Gärtner im Rahmen des Referendariats 

seine Anwaltsstation bei uns. 

 

Im Februar 2017 legte Herr Gärtner er-

folgreich das zweite Staatsexamen in 

Schleswig ab und ist nunmehr seit Mai 

bei uns als Rechtsanwalt tätig. 

 

Wir freuen uns auf eine weiterhin erfolg-

reiche Zusammenarbeit. 
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